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|. Präambel

Mit dieser Grundsatzerklärung verpflichten wir uns, die

Menschenrechte zu wahren, die Rechte unserer Mitarbeitenden zu

achten urid die Umwelt zu schonen. Bei dem Katholischen

Jugendfürsorge der Diözese Augsburg e.V. (im Folgenden „KJF

Augsburg e.V.”) und seinen Tochtergeseiischaften achten wir die

Menschenrechte und berücksichtigen die Interessen vulnerabler

Gruppen. In diesem Rahmen verpflichten wir uns unter anderem zur

Achtung der in § 2 Absatz 2 des

LieferkettensorgfaItspflichtengesetzes (LkSG) sowie der in der

Anlage zu § 2 Abs. 1 und § 7 Abs. 5. 3 LkSG geschützten

Rechtspositionen.

Der KJF Augsburg e.V. und seine Tochtergesellschaften verpflichten

sich, Menschenrechtsverletzungen im eigenen Geschäftsbereich

vorzubeugen, zu beenden, zu vermeiden bzw. soweit wie möglich zu

minimieren.

Daneben verpflichten wir uns, dass auch unsere Lieferanten die

Menschenrechte achten, indem wir anlassbezogen und jährlich

nach unserer Risikoanalyse entsprechende Maßnahmen ergreifen

werden.

Mit unserem Human Rights Appreciation Process kommen wir

unserer menschenrechtlichen Sorgfaitspflicht nach und tragen

damit aktiv zur Nachhaltigkeit au1c unserem Planeten bei. Dabei sind

wir stets bestrebt, die rechtlichen Vorgaben schnell und präzise in

unserem Unternehmen anzupassen und umzusetzen.

Unsere Grundsatzerklärung wurde von der internen Arbeitsgruppe

zum LieferkettensorgfaItspflichtengesetz aus den Bereichen

Einkauf, Qualitätsmanagement, Revision und Recht entwickelt.

Diese Erklärung als Bekenntnis zur Achtung der Menschenrechte

bildet für uns die Grundlage einer nachhaltigeren Zukunft und wird

dafür das maßgebliche Dokument sein.

Vielen Dank für Ihre Unterstützung!

36!
nja Beil

Geschäftsführerin inHoGa gGmbH



||. Zu schützende Rechtspositionen

Auf gute Arbeitsbedingungen und die Achtung der Menschenrechte

legt der KJF Augsburg e.V. sowohl im eigenen Geschäftsbereich der

Muttergesellschaft und Tochterunternehmen als auch bei unseren

Lieferanten besonderen Wert. Wir wenden uns gegen alle

ausbeuterischen Arbeitsbedingungen sowie Missachtung der

Menschenrechte. Insbesondere verpflichten wir uns dazu, die in § 2

des LieferkettensorgfaItspfiichtengesetzes angeführten geschützten

Rechtspositionen zu wahren. Diese sind u.a.:

Verbot von Kinderarbeit

Der KJF Augsburg e.V. und seine Tochtergesellschaften missbilligen

jegliche Fdrm der Kinderarbeit. Ihre Würde ist unantastbar, Art. 1

GG. Dies ist zu respektieren. Die Gesundheit und Sicherheit von

Kindern darf nicht beeinträchtigt werden, sondern ist durch

geeignete Maßnahmen zu schützen. Ihre Entwicklung ist zu fördern

und nicht zu hemmen.

Verbot von Zwangsarbeit

Wir bei dem KJF Augsburg e.V. und seinen Tochtergesellschaften

sind strikt gegen die Beschäftigung von Personen in Zwangsarbeit.

Unsere Dienstverhältnisse gründen immer auf Freiwilligkeit und

können unter Einhaltung einer angemessenen Kündigungsfrist

gekündigt werden.

Verbot aller Formen der Sklaverei

Der KJF Augsburg e.V. und seine Tochtergesellschaften sprechen

sich gegen alle Formen der Sklaverei, sklavenähnlicher Praktiken,

Leibeigenschaft oder andere Formen von Herrschaftsausübung oder

Unterdrückung im Umfeld der Arbeitsstätte, etwa durch extreme

wirtschaftliche oder sexuelle Ausbeutung und Erniedrigung aus.

Gesundheitsschutz und Sicherheit am Arbeitsplatz

Bei dem KJF Augsburg e.V. und seinen Tochtergesellschaften

überprüfen wir als Dienstgeber regelmäßig die Einhaltung aller

geltenden gesetzlichen Anforderungen zum Arbeits— und

Gesundheitsschutz.

Innerhalb unseres Konzerns haben wir verbandsweit gültige

Richtlinien zur Umsetzung der gesetzlichen Vorgaben zum Arbeits—

und Gesundheitsschutz. Unser Ziel ist es, durch präventive

Maßnahmen Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten zu verhindern.

Dazu werden Gefährdungen frühzeitig ermittelt und



Schutzmaßnahmen festgelegt, umgesetzt und auf Wirksamkeit

überprüft.

Schutz vor Diskriminierung und Chancengleichheit

Der KJF Augsburg eV. und seine Tochtergesellschaften dulden

keinerlei Form von Diskriminierung oder unbegründeter

Ungleichbehandlung insbesondere aufgrund der Abstammung,

ethnischen Herkunft, des Geschlechts, der Religion oder

Weltanschauung - sofern diese nicht in den Erfordernissen der

Beschäftigung (z.B. Grundordnung des kirchlichen Dienstes)

begründet ist — einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen

Identität.

Vergütung

Für den KJF Augsburg e.V. und seine Tochtergesellschaften finden

die Richtlinien für Arbeitsverträge in den Einrichtungen des

Deutschen, Caritasverbandes (AVR) Anwendung. Hierin sind die

internationalen Standards wie der Grundsatz des gleichen Entgelts

für gleichwertige Tätigkeit ohne Rücksicht auf den Unterschied des

Geschlechts sowie gerechte und günstige Arbeitsbedingungen

verankert. Wir bekennen uns insbesondere zu einem angemessenen

Lohn, der zumindest die Höhe des nach dem anwendbaren Recht

festgelegten Mindestlohns beträgt und es unseren Dienstnehmern

erlaubt, mindestens ihren Lebensunterhalt zu sichern. Ansonsten

bemisst er sich nach dem Recht des Beschäftigungsorts.

Umweltschutz

Wir bekennen uns zu unserer Verantwortung zum Umweltschutz.

Wir verpflichten uns auch zur Beachtung umweltbezogener

Sorgfaltspflichten in unserem eigenen Geschäftsbereich sowie im

Hinblick auf unsere Lieferanten.

Menschenrechtsschutz beim Einsatz von Sicherheitskräften

Sollte der KJF Augsburg e.V. oder seine Tochtergeselischaften

private Sicherheitskräfte oder -dienst|eister zum Schutz einer

Einrichtung einsetzen, sind diese an die Wahrung der

Menschenrechte und unsere Verhaltensrichtlinien gebunden.



Ill. Für den KJF Augsburg e.V. und seine Tochtergesellschaften

besonders relevanten menschenrechts- und

umweltbezogene Risiken

Im Rahmen der von uns durchgeführten Risikoanalyse legen wir

besonderes Augenmerk auf die für unser Unternehmen typischen

satzungsgemäßen Leistungsbereiche und damit verbundene

menschenrechtsbezogene und umweltbezogene Risiken,

beispielsweise seien hier genannt

Textilien — Arbeitsbekleidung, Flachwäsche

Verpflegung: Agrarprodukte, die in Afrika, Asien oder

Lateinamerika hergestellt bzw. bearbeitet werden oder wurden

Werkstoffe in den Ausbildungsbetrieben...

Dienstleistungen wie z.B. Gebäudereinigung

IV. Human Rights Appreciation Process

Um unserer Verpflichtung ordnungsgemäß nachzukommen, wurde

ein Human Rights Appreciation Process (HRAP) entwickelt. Im

Rahmen dieses Verfahrens prüfen wir anlassbezogen sowie jährlich,

ob in unserem Unternehmen oder in unserem unmittelbaren

Lieferantenportfolio insbesondere die Menschen— und

Umweltrechte aus § 2 LieferkettensorgfaItspflichtengesetz nicht

verletzt werden. Die systematische und risikobasierte Prüfung

unserer Prozesse führt bei Verletzungen und Verstößen zur

Einführung einer Vielzahl von Maßnahmen, um negative

Auswirkungen auf Menschen und Umweltrechte innerhalb unseres

Geschäftsbereiches zu beenden, zu minimieren und vorzubeugen.

Basierend auf dieser Risikoanalyse entwickeln wir unsere

Menschenrechtsstrategie kontinuierlich weiter.

KJF Augsburg e.V. und Tochtergesellschaften

Im Rahmen unseres HRAP prüfen wir unsere angebotenen

Dienstleistungen und Produkte anlassbezogen und in regelmäßigen

Zyklen auf menschenrechtsbezogene Risiken. Unsere

Risikobeurteilung misst sich anhand der von uns festgelegten

menschenrechtsbezogenen Werten und Zielen.

Stellen wir ein Risiko der Verletzung von Menschenrechten fest,

werden entsprechende Abhilfe- und Präventionsmaßnahmen

ergriffen.



Zur Unterstützung unseres Human Rights Officers (HRO) binden wir

relevante Mitarbeitende in unsere Sorgfaltspflichtenprozesse und

die Berichtspflichten des Risikomanagements entsprechend ein.

Die Mitarbeitenden sollen durch zielgerichtete Trainings und

geeignete Kommunikation begleitet werden, um den jährlichen

Prozess weiter zu optimieren.

Lieferanten

Wir entwickeln speziell für unsere betroffenen Lieferanten geltende

Formulare zur Einhaltung der Standards aus dem

LieferkettensorgfaItspflichtengesetz, deren Vereinbarung durch

unsere Kofllegen insbesondere im Bereich Einkauf sichergestellt

werden müssen.

Insbesondere bei neuen Lieferverträgen führen wir vor

Vertragsschluss eine Beurteilung auf Basis des

LieferkettensorgfaItspflichtengesetzes durch. Auch bei

Ausschreibungen sind die betroffenen Bieter verpflichtet, eine

entsprechende Erklärung zur Achtung der Menschenrechte

abzugeben.

Unsere Lieferanten müssen die Menschenrechte achten. Dies halten

wir in vertraglichen (Nach—)Vereinbarungen fest. Dabei behalten wir

uns vor, die Einhaltung der Vereinbarungen zu überprüfen und bei

Verstößen Konsequenzen zu ziehen, die unter Umständen

rechtliche Schritte umfassen und bis zur Beendigung der

Geschäftsbeziehung führen können.

Die klaren Anforderungen, insbesondere im Hinblick auf die

Einhaltung der Menschenrechte, gute Arbeitsbedingungen,

Umweltschutz und Sicherheit sollen an alle Lieferanten gestellt und

kommuniziert werden.

Wir fordern unsere unmittelbaren Lieferanten auf, zum einen

unsere Anforderungen zu Menschenrechten und

Arbeitsbedingungen einzuhalten und ihren eignen

Geschäftsbereich, insbesondere die Lieferketten auf etwaige

Verletzungen zu prüfen. Zum anderen sollen sie auch ihren

Mitarbeitenden diese Standards vermitteln und sie an ihre eigenen

Lieferanten weitergeben.



V. Ufnsetzung unserer Grundsatzerklärung

Die Vorstandsmitglieder des KJF Augsburg e.V. sowie die

Geschäftsführungen der Tochtergesellschaften setzen diese

Grundsatzerklärung um.

Diese Grundsatzerklärung wurde durch den Gesamtvorstand als

verbindliche Grundlage innerhalb des KJF Augsburg e.V. und seinen

Tochtergesellschaften für die Umsetzung der Pflichten aus dem

Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz verabschiedet. Sie ist für alle

Mitarbeitenden verbindlich und benennt Ansprechpartner, an die

sich Beschäftigte oder Dritte im Einzelfall wenden können.

Unsere Revision nimmt die Einhaltung dieser Grundsatzerklärung in

ihren Prüfungskatalog auf.

Diese Grundsatzerklärung ist als Ergänzung der nationalen Gesetze

zu verstehen.

Beschwerdemanagement

Unsere Beschäftigten sowie externe Dritte können über unser

Hinweisgeberstelle auf vermutete Menschenrechtsverletzungen

hinweisen und Abhilfe einfordern. Insbesondere Beschwerden und

Hinweise über die Nichteinhaltung der Grundsatzerklärung oder des

Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes sind an unsere vertrauliche

Hinweisgeberstelle zu richten:

Tel.: 0821 3100-252,

Meldeportal: kjf-augsburg.meldung—whistleblowerde

Diese Stelle steht allen Hinweisgebern offen, die Regelverstöße

gegen og. Rechtsgrundlagen mit einem hohen Risiko für das

Unternehmen unsere Beschäftigten, melden wollen.

Kontakt, Fragen, informationen

Fragen und weitere Anliegen zu dieser Grundsatzerklärung oder zu

anderen menschrechtsbezogenen Themen richten Sie bitte an

unseren Human Rights Officer:

Tel.: 0821 3100—305,

E-Maii: menschenrechte@kjf—augsburgde



VI. Prüfung und regelmäßige Berichterstattung

Der KJF Augsburg e.V. und seine Tochtergesellschaften werden

jährliche bzw. anlassbezogene Kontrollen zur Einhaltung und

Achtung der Vorgaben des Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes

durchführen. Bei Verstößen werden entsprechende Abhilfe— und

Präventionsmaßnahmen ergriffen.

Die Dokumentation zur Erfüllung der Sorgfaltspflichten erfolgt im

Rahmen von Prozess— und Arbeitsdokumentationen.

Der Bericht über die Erfüllung der Sorgfaltspflichten ist spätestens

vier Monate nach Schluss des Geschäftsjahres auf unseren

Internetseiten öffentlich zugänglich:

https://www.kjf—augsburg.de/

https://www.josefinum.de/

https://www.skywaIk—allgaeude/

https://www.kinderzentrum—augsburgde/

https://www.sankt—franziskus—therapiehof.de/

https://www.wix.inhoga—augsburgde/

https://www.st—raphaeI—im—allgaeude/

VII. lnkrafttreten

Diese Grundsatzerklärung tritt mit Unterzeichnung durch die

Geschäftsführung in Kraft, spätestens zum 01.01.2023. Sie wird allen

unseren Beschäftigten und unseren Mitarbeitervertretungen in

geeigneter Form zugänglich gemacht und veröffentlicht. Aus dieser

Grundsatzerklärung können keine Rechte Einzelner oder Dritter

abgeleitet werden. Sie entfaltet keinerlei Rückwirkung.

Anlagen:

Verfahrensordnung
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I. Einleitung

Der Katholische Jugendfürsorge der Diözese Augsburg e. V. mitsamt

seinen Tochterunternehmen (im Folgenden ”KJF Augsburg e.V.")

verfügt über ein Beschwerdeverfahren als Kernelement zur Einhaltung

menschenrechtlicher und umweltbezogener Sorgfaltspflichten im

Sinne des LkSG. Das Beschwerdeverfahren dient dazu, Personen bzw.

Personengruppen die Möglichkeit zu geben, bei dem KJF Augsburg e.V.

menschenrechtliche oder umweltbezogene Risiken im Zusammenhang

mit deren oder dem wirtschaftlichen Handeln seiner Lieferkette

einzureichen.

Solche Beschwerden über bzw. Hinweise auf menschenrechtliche oder

umweltbezogene Risiken ermöglichen es dem KJF Augsburg e.V.,

frühzeitig mit: Abhilfe und Präventionsmaßnahmen zu reagieren, um

drohende Schäden abzuwenden. Außerdem kann der KJF Augsburg e.V.

aufgrund von Erkenntnissen aus der Befassung mit derartigen

Beschwerden seine Prozesse zur Einhaltung seiner Sorgfaltspflichten in

Bezug auf Menschenrechte innerhalb seiner Lieferkette kontinuierlich

anpassen und verbessern (Frühwarnsystem). Auch bereits

eingetretene Menschenrechts— oder Umweltverletzungen bzw. damit

im Zusammenhang stehende Pflichtverletzungen können gemeldet

werden. Hierdurch kann der KJF Augsburg e.V. Maßnahmen zur Abhilfe

ergreifen, um Schäden abzuwenden oder zu minimieren und um

weitere Verletzungen zu verhindern (Zugang zu angemessener

Abhilfe).

II. Wer kann Meldungen abgeben?

Alle Personen— oder Personengruppen, die im eigenen

Geschäftsbereich oder innerhalb der Lieferkette des KJF Augsburg e.V.

potenziell von Menschenrechts— oder Umweltverletzungen betroffen

sind bzw. derartige Verletzungen kennen, können Hinweise über das

Beschwerdeverfahren abgeben. In Frage kommen z.B.:

° Mitarbeitende von (un-)mitte|baren Lieferanten und

Geschäftspartnern,

' Mitarbeitende des KJF Augsburg e.V.,

° Kundinnen und Kunden,

' Angehörige von Mitarbeitenden,



° Gewerksrfihaften, Nichtregierungsorganisationen und andere

Organisationen, die Kenntnis über Risiken oder Schäden erlangen

und/oder Betroffene unterstützen.

|||. Welche Sachverhalte können gemeldet werden?

Relevante Hinweise oder Beschwerden können abgegeben werden,

wenn ein potenzielles menschenrechtliches oder umweltbezogenes

Risiko besteht. Bei einem menschenrechtlichen Risiko handelt es sich

um eine Situation, in der es wahrscheinlich ist, dass ein verbotenes

Verhalten in Bezug auf eines der unten aufgelisteten Menschenrechte

droht oder bereits eingetreten ist:

Kinderarbeit,

- Zwangsarbeit,

' Formen der Sklaverei,

' Missachtung von Arbeitsschutzstandards,

' Missachtung der Koalitionsfreiheit,

- Diskriminierung und Gleichstellung von Beschäftigten,

' Vorenthalten einer angemessenen Vergütung der

Arbeitsleistung,

- Menschenrechtsverletzungen durch Umweltschädigungen,

' Missachtung von Landrechten,

' Gewalt durch private und öffentliche Sicherheitskräfte.

Außerdem können Hinweise oder Beschwerden auf

menschenrechtliche Risiken im Zusammenhang mit potenziellen

Umweltschäden, die häufig mit Menschenrechtsrisiken einhergehen,

abgegeben werden. Das betrifft

' Schädliche Bodenveränderungen,

- Gewässerverunreinigungen,

' Luftverunreinigungen,

° Schädliche Lärmemissionen

' ÜbermäßigerWasserverbrauch,

und zwar dann, wenn sie natürliche Lebensgrundlagen

beeinträchtigen, z.B. weil sie den Zugang zu Nahrung, Trinkwasser oder

sanitären Anlagen oder die Gesundheit im Allgemeinen

beeinträchtigen (z. B., wenn Chemikalien in Flüsse gelangen und das

Trinkwasser für Anwohnerinnen und Anwohner verunreinigt würde).

Zudem kann auch auf umweltbezogene Risiken hingewiesen werden,

und zwar in den folgenden Fällen:



Verbotene Verwendung von Quecksilber in

Herstellungsprozessen (i.S.d. Minamata—Übereinkommens zur

Eindämmung von QuecksilberEmissionen),

Verstdß gegen das Verbot bzw. die Einschränkung der

Herstellung und des Gebrauchs von sog. persistenten

organischen Stoffen (Aldrin, Chlordan, DDT, Endrin, Heptachlor,

Hexachlorbenzol, Mirex, Toxaphen) und Industriechemikalien

sowie zwei Gruppen von unerwünschten Nebenprodukten

polychlorierte Dibenzodioxine und Dibenzofurane) (i. S. d.

Stockholmer Übereinkommens über persistente organische

Schadstoffe),

Verstoß gegen das Gebot der Minimierung des

grenzüberschreitenden Verkehrs mit Sonderabfällen und die

umwegltgerechte Entsorgung nahe beim Ort der Entstehung

(i.S.d. Basler Übereinkommens über die Kontrolle der grenzüber

schreitenden Verbringung gefährlicher Abfälle).

IV. Wie können Meldungen abgegeben werden?

Beschwerden und Hinweise können jederzeit auf zwei verschiedenen

Wegen abgegeben werden. Alle Beschwerden und Hinweise,

unabhängig davon, auf welchem Weg sie bei dem KJF Augsburg e.V.

eingehen, werden unmittelbar und auf die gleiche Weise

weiterbearbeitet.

' Telefonisch an die interne Meldestelle unter der Nummer

0821/3100 - 252

' Über das elektronische Meldeportal unter der Internetadresse:

https://kjf—augsburg.meldung-whistleblower.de/

Alle Kanäle stellen den vertraulichen Umgang der Meldungen sicher.

V. Wie werden Meldungen bearbeitet?

Die Meldungen werden durch eine zentrale Fachstelle bearbeitet.

Mitarbeitende der Fachstelle sind:

° Unparteiisch,

- Unabhängig,

' Weisungsungebunden bei der Erfüllung ihrerAufgaben,



- Frei von Interessenkonflikten,

' Geschfult im Hinblick auf die potenziellen Meldeinhalte und die

Bearbeitung von Beschwerden nach LkSG,

' Ausgestattet mit ausreichend zeitlichen Ressourcen.

Jede Meldung wird zunächst unmittelbar zentral mit Blick darauf

überprüft, welcher Sachverhalt gemeldet wird. Handelt es sich um

einen LkSG—relevanten Sachverhalt, besteht also ein potenzielles

menschenrechtliches oder umweltbezogenes Risiko, wird die Meldung

der entsprechenden Fachstelle zugeordnet und dort bearbeitet. Die

hinweisgebende Person erhält über den Eingang ihrer Meldung zeitnah

eine Mitteilung. Die Fachstelle klärt dann einzelfallbezogen,

bedarfsgerecht sowie zeitnah den Sachverhalt, plausibilisiert ihn und

versucht, allejwesentlichen Informationen dazu zusammenzutragen. Je

nach Komplexität des Sachverhalts wird sie auch die Dauer der

Bearbeitung abschätzen. Die hinweisgebende Person erhäIt—sofern sie

ihrerseits den Kontakt ermöglicht — Informationen über den Stand und

Zeitrahmen der Bearbeitung. Darüber hinaus erhält sie auch bei

Abschluss der Bearbeitung, d. h., wenn der Sachverhalt so

aufgearbeitet ist, dass die wesentlichen Informationen gesammelt und

bewertet sind, im Rahmen des rechtlich Zulässigen eine Information

über das Ergebnis.

Sollte der Sachverhalt aus sachlichen Gründen nicht weiterbearbeitet

werden (z.B., weil der Sachverhalt schon bekannt ist und bereits geklärt

wurde oder sich nicht als plausibel erwiesen hat), wird auch dies der

hinweisgebenden Person mitgeteilt. Wird im Zuge der

Sachverhaltskiärung festgestellt, dass eine Verletzung von

Menschenrechten oder der Umwelt unmittelbar bevorsteht oder

bereits stattfindet, werden zeitnah geeignete Abhilfemaßnahmen

ergriffen. Ob die Abhilfemaßnahmen umgesetzt wurden und wirksam

zur Beendigung oder Minimierung von Gefahren führten, hält die

Fachstelle nach. Sofern die hinweisgebende Person Kontakt

ermöglicht, erhält sie auch Informationen mit Bezug auf die

Abhilfemaßnahmen.

VI. Wie werden hinweisgebende Personen geschützt?

Während des gesamten Verfahrens werden je nach Einzelfall

individuelle Maßnahmen erarbeitet und ergriffen, um den Schutz von

hinweisgebenden Personen vor Benachteiligung oder Bestrafung

aufgrund von abgegebenen Hinweisen zu gewährleisten.



Ganz allgemein dienen folgende Maßnahmen zum Schutz der geduldet und sind — sofern sie im eigenen Geschäftsbereich

hinweisgebenden Person: auftreten — ggf. mit rechtlichen Konsequenzen verbunden.

' Die Hinweise werden — während und nach Abschluss des

Verfahrens — streng vertraulich behandelt. Namen,

personenbezogene Daten oder sonstige Informationen, die

Rückschlüsse auf die Identität der hinweisgebenden Person

ermöglichen, werden grundsätzlich nicht grundlos

weitergegeben. Bei interner Kommunikation erfolgt eine

Anonymisierung oder Pseudonymisierung, wenn dies zum

Schutz notwendig ist oder die hinweisgebende Person das

wünscht.

Wenn möglich und gewünscht, hält die Fachstelle über das

gesamte Verfahren Kontakt mit der hinweisgebenden Person

und kann auf etwaige Anhaltspunkte für Benachteiligungen

reagieren.

Ungerechtfertigt benachteiligende Handlungen oder gar

Bestrafungen von hinweisgebenden Personen aufgrund von

oder im Zusammenhang mit Beschwerden oder Hinweisen

stehen nicht im Einklang mit dem Wertesystem des

KJF Augsburg e.V.. Sie werden von dem KJF Augsburg e.V. nicht


